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Einleitung 

„Der Einfluss der Digitalisierung auf unser aller Leben ist sowohl ein Gegenwarts- als 
auch ein Zukunftsthema. Geschlechtergerechtigkeit und gleichberechtigte Teilhabe in 

einer digitalisierten Welt muss im komplexen Zusammenspiel von Stakeholdern, 
Technologien, gesellschaftlichen Werten, Normen und Standards prioritär behandelt 

werden. Wir begrüßen sehr, dass mit dem Dritten Gleichstellungsbericht 
Digitalisierung und Gender transdisziplinär und intersektional betrachtet werden.“ 1 

Der 2021 veröffentlichte Dritte Gleichstellungsbericht der Bundesregierung „Digitalisierung geschlechter-

gerecht gestalten“2 behandelt gleichstellungsrelevante Aspekte der digitalen Transformation in Wirtschaft 

und Gesellschaft. Er hat in Politik, Zivilgesellschaft, Medien und Wissenschaft maßgeblich zu der 

Erkenntnis beigetragen, dass Digitalisierung bestehende geschlechterbezogene Ungleichheiten 

verschärfen kann, wenn nicht gegengesteuert wird. 

Die Inhalte und Empfehlungen des Berichts haben auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene Diskus-

sionen und Forderungen nach einer gleichstellungsorientierten Gestaltung der Digitalisierung ausgelöst. 

Die Zivilgesellschaft hat vielfach die Umsetzung der Handlungsempfehlungen angemahnt. Aufgegriffen 

wurden oft die Themen Frauen in der Digitalbranche, Chancen und Risiken der digitalen Arbeitswelt sowie 

digitale Gewalt. 

Die Resonanzanalyse untersucht, welche Impulse der Dritte Gleichstellungsbericht in gleichstellungs- und 

digitalpolitischen Debatten hat und wie seine Themen und Empfehlungen in Politik, Verwaltung, Zivil-

gesellschaft und Wissenschaft aufgegriffen wurden. Konzeptionell knüpft sie an die Rezeptionsanalyse 

des Zweiten Gleichstellungsberichts an. 

Methodisches Vorgehen 

Grundlage ist eine Dokumenten- und Literaturanalyse. Dazu wurde in gängigen 

Datenbanken nach Stichworten wie „Dritter Gleichstellungsbericht der Bundesregierung“, 

„Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten“ oder breiter gefasst auch nach 

„Digitalisierung/Gleichstellungspolitik“ recherchiert. Zu den Quellen zählen offizielle 

Dokumente wie Bundestagsdrucksachen, öffentlich zugängliche Protokolle von 

Bundestagsdebatten oder Gesetzesvorhaben, aber auch von politischen Initiativen der 

Zivilgesellschaft, die auf den Gleichstellungsbericht Bezug nehmen. Ergänzend wurden 

Veröffentlichungen von Ministerien und Behörden auf Bundes- und Landesebene 

ausgewertet. Zudem flossen wissenschaftliche Publikationen in Fachzeitschriften ein, die 

durch Beiträge in Print- und Onlinemedien sowie in Fernsehen und Radio ergänzt wurden. 

Die Analyse wurde maßgeblich von Hanna Völkle im Auftrag des Bereichs 

Gleichstellungsberichte der Bundesstiftung Gleichstellung durchgeführt. Die Auswertungen 

 
1 Deutsche Gesellschaft für Informatik e. V. (2021): Stellungnahme zum Gutachten „Digitalisierung geschlechtergerecht 
gestalten“ (Gutachten für den Dritten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung). Fachgruppe „Frauen und Informatik“ 
und Fachbereich „Informatik und Gesellschaft“ der Gesellschaft für Informatik. Berlin, 09.02.2021, 
https://gi.de/fileadmin/GI/Allgemein/PDF/Stellungnahme_Dritter_Gleichstellungsbericht.pdf. 

2 Bundesregierung (2021): Dritter Gleichstellungsbericht der Bundesregierung. BT-Drucksache 19/30750, Berlin, 
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/service/publikationen/dritter-gleichstellungsbericht-184546. 

https://gi.de/fileadmin/GI/Allgemein/PDF/Stellungnahme_Dritter_Gleichstellungsbericht.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/service/publikationen/dritter-gleichstellungsbericht-184546
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zum Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode gehen auf Anna Tabea Roschka zurück. 

Das methodische Vorgehen wird durch leitende Fragestellungen strukturiert: 

 Welche Akteur*innen haben sich mit dem Dritten Gleichstellungsbericht befasst und aus 

welchem Anlass wurde der Bericht thematisiert? 

 Welche (Schwerpunkt-)Themen des Berichts wurden aufgegriffen? 

 Welche Erkenntnisse und/oder Empfehlungen stießen auf besondere Resonanz? Welche 

Handlungsempfehlungen wurden als besonders wichtig hervorgehoben? 

 Ist die Resonanz eher positiv oder eher negativ? 

 Welche Handlungsempfehlungen wurden bereits umgesetzt oder sollen umgesetzt 

werden? Wurde weiterer Handlungsbedarf für eine gleichstellungsorientierte Gestaltung 

der Digitalisierung benannt? 

1 Transfer und politische Willensbildung 

Die Bundesregierung hat den Bundestag am 10. Juni 2021 über den im Bundeskabinett verabschiedeten 

Bericht unterrichtet3. Das Gutachten der Kommission wurde gemeinsam mit der Stellungnahme der 

Bundesregierung als Bundestagsdrucksache veröffentlicht und an den zuständigen Ausschuss verwiesen.  

In einer Pressekonferenz zum Beschluss mit Bundesgleichstellungsministerin Christine Lambrecht und 

Prof. Dr. Aysel Yollu-Tok hob die Ministerin hervor, wie wichtig die gleichstellungsorientierte Gestaltung 

der Digitalisierung ist: „Unser Ziel ist es, alle Menschen beim digitalen Wandel mitzunehmen. Mehr noch, 

wir wollen die Gleichstellung von Frauen und Männern mit der Digitalisierung weiter voranbringen4.“ 

1.1 Parlamentarische Befassung 

Aussprache im Bundestag 

Im April 2022 fand in der 28. Sitzung des Bundestages eine Aussprache über den Bericht statt5. 

Thematisiert wurden insbesondere der geringe Frauenanteil in der Digitalbranche bzw. in MINT-Berufen 

und -Studiengängen und die daraus resultierenden wirtschaftlichen Folgen. Gleichzeitig wurden die 

möglichst frühe digitale Bildung und Förderung von Mädchen und Frauen im MINT-Bereich aufgegriffen. 

Weitere Themen waren die Finanzierung von Gründungen durch Frauen, die gleichberechtigte Teilhabe 

in der Technikentwicklung, die Entwicklung von Arbeitsplätzen, Homeoffice und Sorgearbeit sowie 

diskriminierende Algorithmen und Gewalt im Netz. In diesem Zusammenhang wurde auf die Gründung 

der Bundesstiftung Gleichstellung verwiesen, „die ganz explizit den gesetzlichen Auftrag hat, die digitalen 

Entwicklungen in den Blick zu nehmen und dafür zu sorgen, dass sich die derzeitige Situation verbessert6.“ 

 
3 Deutscher Bundestag (2021): Unterrichtung durch die Bundesregierung. Dritter Gleichstellungsbericht der 
Bundesregierung. BT-Drucksache 19/30750, Berlin, https://dserver.bundestag.de/btd/19/307/1930750.pdf. 

4 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2021): Digitalisierung für die Gleichstellung der 
Geschlechter nutzen. Pressemitteilung, 09.06.2021, https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-
meldungen/digitalisierung-fuer-die-gleichstellung-der-geschlechter-nutzen-182014.  

5 Deutscher Bundestag (2022): Plenarprotokoll 20/28. Sitzung vom 07.04.2022. Berlin, 
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20028.pdf.  

6 Ebd., S. 2400.  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/307/1930750.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/digitalisierung-fuer-die-gleichstellung-der-geschlechter-nutzen-182014
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/aktuelles/alle-meldungen/digitalisierung-fuer-die-gleichstellung-der-geschlechter-nutzen-182014
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20028.pdf
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Bundestagsdebatte zum Internationalen Frauentag 

Themen des Dritten Gleichstellungsberichts wurden ebenfalls in der 92. Sitzung, in der vereinbarten 

Debatte zum Internationalen Frauentag aufgegriffen – insbesondere mit Blick auf Hass im Netz und das 

Diskriminierungspotenzial marginalisierter Gruppen durch künstliche Intelligenz7. 

Diskussion im Bundestagsausschuss 

Am 22. Juni 2022 war der Gleichstellungsbericht Thema im Bundestagsausschuss für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend8. Diskutiert wurden unter anderem algorithmenbasierte Diskriminierung, Gründungen 

in der Digitalbranche, Reformen im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz und Arbeitszeitregelungen. 

1.2 Länder und Kommunen 

GFMK 

Auf landes- und kommunalpolitischer Ebene hat die 32. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauen-

ministerinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder (GFMK) den Gleichstellungsbericht 

aufgegriffen. Sie forderte von der Bundesregierung im Juli 2022, „bei der Umsetzung von Digitalisierungs-

vorhaben einen gleichstellungsgerechten Ansatz anzuwenden, um Chancen des digitalen Umbruchs für 

die Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu nutzen sowie Risiken zu begegnen9.“ Die GFMK bittet 

die Bundesregierung zudem, Handlungsempfehlungen des Dritten Gleichstellungsberichts im Rahmen der 

Fortschreibung der Digitalstrategie zu berücksichtigen. 

Landesebene 

Auf Landesebene sind Sachsen-Anhalt mit der Online-Konferenz „Digitalisierung geschlechtergerecht 

gestalten – Herausforderung jetzt annehmen“ 10  sowie Berlin mit einem Webauftritt der Senats-

verwaltung11 hervorzuheben. Die Tagung in Sachsen-Anhalt wurde ressortübergreifend vom Ministerium 

für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung sowie für Justiz und Gleichstellung durchgeführt. 

Leitfrage war, wie sich die Digitale Agenda für das Land Sachsen-Anhalt geschlechtersensibel und 

gleichstellungsorientiert gestalten lässt. 

 
7 Deutscher Bundestag (2023): Plenarprotokoll 20/92. Sitzung vom 17.03.2023. Berlin, 
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20092.pdf. 

8 Deutscher Bundestag - Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2022): Mitteilung, 16.06.2022, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/899326/a13-15-to.pdf.  

9 GFMK – Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der 
Länder (2022): Beschlüsse und Entschließungen der 32. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und  
-minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder (GFMK). Hamburg, 
https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-und-entschliessungen-der-32-
gfmk_2_3_4_1657637857.pdf, S. 56. 

10 Land Sachsen-Anhalt (2021): Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten – Herausforderung jetzt annehmen, 
https://leitstelle-frauen-geschlechtergleichstellung.sachsen-
anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MS/LFGG_-_Leitstelle_Frauen/gleichstellung/Doku-final-
210917_Sachsen_Anhalt_Digitalisierung_geschlechtergerecht.pdf.  

11 Senatsverwaltung für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung Berlin (o. J.): Geschlechtergerechte 
Digitalisierung, https://www.berlin.de/sen/frauen/gleichstellung/geschlechtergerechte-digitalisierung/.  

 

https://dserver.bundestag.de/btp/20/20092.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/899326/a13-15-to.pdf
https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-und-entschliessungen-der-32-gfmk_2_3_4_1657637857.pdf
https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-und-entschliessungen-der-32-gfmk_2_3_4_1657637857.pdf
https://leitstelle-frauen-geschlechtergleichstellung.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MS/LFGG_-_Leitstelle_Frauen/gleichstellung/Doku-final-210917_Sachsen_Anhalt_Digitalisierung_geschlechtergerecht.pdf
https://leitstelle-frauen-geschlechtergleichstellung.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MS/LFGG_-_Leitstelle_Frauen/gleichstellung/Doku-final-210917_Sachsen_Anhalt_Digitalisierung_geschlechtergerecht.pdf
https://leitstelle-frauen-geschlechtergleichstellung.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MS/LFGG_-_Leitstelle_Frauen/gleichstellung/Doku-final-210917_Sachsen_Anhalt_Digitalisierung_geschlechtergerecht.pdf
https://www.berlin.de/sen/frauen/gleichstellung/geschlechtergerechte-digitalisierung/
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1.3 Zivilgesellschaft und Interessenverbände 

Bereich Gleichstellung 

Zivilgesellschaftliche Akteur*innen und Interessenverbände, die zum Thema Gleichstellung arbeiten, 

haben mit Pressemitteilungen oder Nachrichtenbeiträgen auf den Dritten Gleichstellungsbericht reagiert – 

insbesondere anlässlich der Übergabe des Gutachtens12 und der Veröffentlichung des Gleichstellungs-

berichts13. Einige Akteur*innen der Zivilgesellschaft haben sich mit Veranstaltungen auf den Dritten 

Gleichstellungsbericht bezogen14. Die EAF Berlin, das Harriet Taylor Mill-Institut und die Geschäftsstelle 

Dritter Gleichstellungsbericht organisierten gemeinsam eine Veranstaltungsreihe zu den Handlungs-

empfehlungen des Dritten Gleichstellungsberichts. Teilweise wurden die Veranstaltungen durch öffentlich 

zugängliche Dokumentationen ergänzt, etwa durch digitale Broschüren15 oder bebilderte Beiträge auf den 

Webseiten der Interessenverbände16. 

Für die kommunalpolitische Ebene formuliert die Bundesarbeitsgemeinschaft kommunaler Frauenbüros 

und Gleichstellungsstellen (BAG) 2021 die „Flensburger Erklärung: Gleichstellung digital. Grenzen 

überwinden Horizonte erweitern17“. Darin werden Forderungen aufgestellt, die aus den Handlungs-

empfehlungen des Dritten Gleichstellungsberichts abgeleitet wurden. Diese beinhalten unter anderem 

die grundsätzliche Forderung einer geschlechtergerechten Gestaltung des digitalen Wandels – etwa im 

Hinblick auf die Vielfalt im Internet, diskriminierungsfreie Algorithmen, die Aufwertung von Pflegeberufen 

oder die Digitalisierung in der Kommunalverwaltung. Ebenso wird eine geschlechtergerechte Gestaltung 

der digitalen Arbeitswelt sowie ein verstärkter Schutz vor geschlechterbezogener Gewalt im Netz 

gefordert.  

 
12 Deutscher Frauenrat e. V. (2021): 3. Gleichstellungsbericht: Digitale Teilhabe von Frauen sicherstellen. Berlin, 
https://www.frauenrat.de/3-gleichstellungsbericht-digitale-teilhabe-von-frauen-sicherstellen. GEW (2021): Dritter 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung: Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten, 
https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/gleichstellungsbericht-bundesregierung-digitalisierung-geschlechtergerecht-
gestalten.  

13 Bundesforum Männer (2022): Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten: Bundestag debattiert über „Dritten 
Gleichstellungsbericht“. BFM Newsletter April 2022, 29.04.2022, 
https://mailchi.mp/88776a3f8df0/bfm_newsletter_april_22. 

14 Heinrich-Böll-Stiftung (2021): Digitale Zukunft geschlechtergerecht gestalten. Webinar vom 20.04.2021, 
https://www.youtube.com/watch?v=wU9xKcwUGwE. 

15 EAF Berlin (Hg.) (2022): Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten. Dokumentation der Veranstaltungsreihe zu den 
Handlungsempfehlungen des Dritten Gleichstellungsberichts, https://www.eaf-
berlin.de/fileadmin/eaf/Publikationen/Dokumente/2022_EAF_Berlin_Scheele_Voelkle_Yollu-
Tok_Digitalisierung_geschlechtergerecht_gestalten_Broschuere.pdf. 

16 Deutscher Frauenrat e.V./Harriet Taylor Mill-Institut für Ökonomie und Geschlechterforschung (2022): Rückblick auf 
den politischen Talk zu Digitalisierung und Gleichstellung, https://www.frauenrat.de/rueckblick-auf-den-politischen-talk-
zu-digitalisierung-und-gleichstellung. 

17 BAG kommunaler Frauenbüros und Gleichstellungsstellen (2021): Flensburger Erklärung zur Geschlechtergerechtigkeit, 
https://www.gleichberechtigt.org/sites/default/files/2023-07/flensburger_erklaerung.pdf. 

https://www.frauenrat.de/3-gleichstellungsbericht-digitale-teilhabe-von-frauen-sicherstellen/
https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/gleichstellungsbericht-bundesregierung-digitalisierung-geschlechtergerecht-gestalten
https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/gleichstellungsbericht-bundesregierung-digitalisierung-geschlechtergerecht-gestalten
https://mailchi.mp/88776a3f8df0/bfm_newsletter_april_22
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Der Landesfrauenrat Niedersachsen griff den Dritten Gleichstellungsbericht mit dem Themenpapier18 

„Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten“ und entsprechenden Wahlprüfsteinen19 auf. Das Land 

Mecklenburg-Vorpommern veröffentlichte zudem ein Faktenblatt zu „Digitalisierung und Geschlecht“20. 

Hervorzuheben sind zudem Schwerpunktpublikationen zu (geschlechtergerechter) Digitalisierung. Dazu 

zählen eine Ausgabe der Zeitschrift des Deutschen Juristinnenbundes mit Artikeln zum Schutz vor 

Digitaler Gewalt, Plattformarbeit, Anspruch auf mobiles Arbeiten und algorithmischer Diskriminierung21 

sowie die Broschüre „Atlas der Digitalen Arbeit“ des DGB und der Hans-Böckler-Stiftung, die unter 

anderem Homeoffice, Plattformarbeit, digitale Ausstattung in Pflegeberufen und Künstliche Intelligenz 

aufgreifen 22 . Auch wohlfahrtsstaatliche und gewerkschaftliche Akteur*innen bezogen sich in 

Blogbeiträgen oder Stellungnahmen auf den Dritten Gleichstellungsbericht und forderten unter anderem 

geschlechtergerechte Zugänge zu Digitalisierung, eine geschlechtergerechte Gestaltung der Nutzung 

digitaler Technologien und die Regulierung algorithmischer Systeme23 sowie erweiterte Weiterbildungs- 

und Qualifizierungsangebote24. 

Gleichzeitig haben zivilgesellschaftliche Akteur*innen weiteren Handlungsbedarf für eine gleichstellungs-

orientierte Gestaltung der Digitalisierung angemahnt. Insbesondere gab es Kritik an der Stellungnahme 

der Bundesregierung zum Gutachten der Sachverständigenkommission25 und zur Digitalstrategie der 

Bundesregierung26. Der Deutsche Frauenrat kritisierte, dass viele Empfehlungen des Gutachtens – zum 

Beispiel zu mobilem Arbeiten, Künstlicher Intelligenz, digitalen Kompetenzen oder einer ressortüber-

greifenden Gleichstellungsstrategie – in der Stellungnahme nur rudimentär aufgegriffen würden. Zwar 

erkenne die Bundesregierung die Notwendigkeit an, die Gleichstellungsstrategie fortzuführen, diese 

bedürfe jedoch einer weiteren Konkretisierung und Ergänzung im Bereich Digitalisierung.27 

 
18 Landesfrauenrat Niedersachsen (2022): Themenpapier Digitalisierung, https://www.landesfrauenrat-nds.de/wp-
content/uploads/themenpapier_digitalisierung.pdf. 

19 Landesfrauenrat Niedersachsen (2022): Wahlprüfsteine zur Landtagswahl 2022, https://www.landesfrauenrat-
nds.de/wp-content/uploads/wahlpruefsteine_landtagswahl_2022-1.pdf. 

20 Landeszentrum für Gleichstellung und Vereinbarkeit in M-V (2023): Faktenblatt Digitalisierung und Geschlecht, 
https://landeszentrum-mv.de/wp-content/uploads/2025/03/LZGV_Faktenblatt-Digitalisierung-Geschlecht_2023_2.pdf. 

21 Deutscher Juristinnenbund e. V. (Hg.) (2021): Digitalisierung geschlechtergerecht gedacht: Der Dritte 
Gleichstellungsbericht im Fokus. djbZ – Zeitschrift des Deutschen Juristinnenbundes e. V., 24(4), Berlin. 

22 DGB – Deutscher Gewerkschaftsbund/Hans-Böckler-Stiftung (2022): Atlas der Digitalen Arbeit. Daten und Fakten über 
die Beschäftigung der Zukunft. Paderborn, 
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/Atlas_der_digitalen_Arbeit.pdf. 

23 Clasen, Sarah/Hahn, Helene (2021): „Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten“. Hg. v. AWO, 
https://digital.awo.org/digitalisierung-geschlechtergerecht-gestalten-eine-analyse-des-3-gleichstellungsberichts-der-
bundesregierung. 

24 ver.di (2022): Dritter Gleichstellungsbericht. Jetzt online: Themenblätter zu einzelnen Aspekten, z. B. „Digitalisierung 
und Gleichstellung“, https://frauen.verdi.de/themen/gleichstellung-gleiches-geld/++co++eff21346-607b-11eb-b546-
001a4a160119. 

25 Deutscher Frauenrat (2021): Stellungnahme der Bundesregierung zum Gleichstellungsbericht bleibt hinter 
Erwartungen zurück. Pressemitteilung 09.06.2021, https://www.frauenrat.de/wp-content/uploads/2021/06/210609-PM-
Stellungnahme-der-Bundesregierung-zum-Gleichstellungsbericht-bleibt-hinter-Erwartungen-zurueck.pdf. 

26 Deutscher Juristinnenbund e. V. (2022): Digitalstrategie der Bundesregierung enthält gleichstellungspolitisch wenig 
Konkretes. Pressemitteilung 08.09.2022, https://www.djb.de/fileadmin/user_upload/presse/pressemitteilungen/pm22-
24_Digitalstrategie.pdf. 

27 Deutscher Frauenrat (2021). 

https://www.djb.de/fileadmin/user_upload/presse/pressemitteilungen/pm22-24_Digitalstrategie.pdf
https://www.djb.de/fileadmin/user_upload/presse/pressemitteilungen/pm22-24_Digitalstrategie.pdf
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Bereich Digitalisierung 

Aus dem Bereich der Informatik haben sich die Deutsche Gesellschaft für Informatik28 sowie netz-

politik.org29 zum Gleichstellungsbericht geäußert. Die Gesellschaft für Informatik begrüßt das Gutachten 

und stellt drei Bereiche in den Fokus, in denen Gleichstellung in der Informatik eine Schlüsselrolle ein-

nimmt: Technikgestaltung, Kompetenzen und IT-Grundrecht/Datenschutz. Netzpolitik.org widmet sich 

dem Gutachten in Form eines Expert*inneninterviews zum Thema digitale Gewalt. 

1.4 Mediale und wissenschaftliche Veröffentlichungen 

Medien 

Überregional veröffentlichten die Süddeutsche Zeitung, ZEIT Online sowie die taz in mehreren Beiträgen 

einen Überblick über die Themen des Dritten Gleichstellungsberichts30. Teilweise wurden auch einzelne 

Themen herausgestellt wie Homeoffice, Digitalbranche und Gewalt im Netz (siehe Kapitel 3)31. 

In der regionalen Berichterstattung basierten zahlreiche lokale Meldungen auf einer Meldung der 

Deutschen Presse Agentur32. Hervorzuheben sind ausführlichere Artikel in größeren Regionalzeitungen 

wie der Rheinischen Post33 oder Stuttgarter Nachrichten34, die jeweils einen thematischen Schwerpunkt 

auf das Thema Homeoffice setzen.  

 
28 Deutsche Gesellschaft für Informatik e. V. (2021). 

29 Conrad, Alexandra (2022): „Schutzschirm“ für Betroffene digitaler Gewalt gefordert. In: Netzpolitik.org, 28.04.2022, 
https://netzpolitik.org/2022/gleichstellungsbericht-schutzschirm-fuer-betroffene-digitaler-gewalt-gefordert. 

30 Hecht, Patricia (2020): Frauenpolitik in der Bundesregierung: Giffey will mehr Gleichstellung. In: die tageszeitung, 
14.01.2020, https://taz.de/Frauenpolitik-der-Bundesregierung/!5652486&s=gleichstellungsbericht. 

Süddeutsche Zeitung (2021): Regierung will Digitalisierung gerecht gestalten. 09.06.2021, 
https://www.sueddeutsche.de/politik/gleichstellung-regierung-will-digitalisierung-gerecht-gestalten-1.5316676. 

Steiglechner, Lukas (2021): Gleichstellung: Frauen sind am digitalen Wandel nicht angemessen beteiligt. In: connect 
professional, 10.06.2021, https://www.connect-professional.de/markt/frauen-sind-am-digitalen-wandel-nicht-
angemessen-beteiligt.187063.html. 

31 Ahl, Kati/Dettling, Daniel (2021): Gleichstellungsbericht der Bundesregierung: Digitalisierung ohne Frauen. In: die 
tageszeitung, 29.07.2021, https://taz.de/Gleichstellungsbericht-der-Regierung/!5786000. 

Zeit Online (2021): Frauen am digitalen Wandel noch nicht angemessen beteiligt. 09.06.2021, 
https://www.zeit.de/politik/deutschland/2021-06/gleichstellung-digitalisierung-dritter-gleichstellungsbericht-
bundesregierung. 

Krempl, Stefan (2021): Studie: „Nerd“-Klischee schreckt Frauen vom Informatik-Studium ab. In: heise online, 
23.01.2021, https://www.heise.de/news/Studie-Nerd-Klischee-schreckt-Frauen-vom-Informatik-Studium-ab-
5033871.html. 

32 Zum Beispiel: 

• Frauen zu wenig beteiligt (2021): Staubinger Tagblatt, 10.06.2021. 

• Frauen zu wenig beteiligt (2021): Landshuter Zeitung, 10.06.2021. 

• Frauen bei Digitalisierung abgehängt (2021): Kölner Stadt-Anzeiger, 10.06.2021. 

33 Rheinische Post Online (2021): Lambrecht kritisiert Doppelbelastung im Homeoffice. Gleichstellungsbericht fordert 
mehr Teilhabe für Frauen bei Digitalisierung. 09.06.2021, https://rp-online.de/politik/deutschland/gleichstellungsbericht-
mehr-teilhabe-bei-digitalisierung-doppelbelastung-im-homeoffice_aid-59176835. 

34 Maier-Sohn, Katrin (2021): Homeoffice belastet Frauen stärker als Männer. In: Stuttgarter Nachrichten, 09.06.2021, 
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.gleichstellung-in-der-coronapandemie-homeoffice-belastet-frauen-
staerker-als-maenner.aeaf0798-3bbd-43e5-bf00-c9113f4a7981.html?reduced=true. 

https://rp-online.de/politik/deutschland/gleichstellungsbericht-mehr-teilhabe-bei-digitalisierung-doppelbelastung-im-homeoffice_aid-59176835.
https://rp-online.de/politik/deutschland/gleichstellungsbericht-mehr-teilhabe-bei-digitalisierung-doppelbelastung-im-homeoffice_aid-59176835.
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Wissenschaft 

Wissenschaftliche Beiträge mit Bezug zum Dritten Gleichstellungsbericht sind vor allem zwischen 2021 

und 2023 erschienen. Hierbei werden vor allem einzelne Expertisen und weniger das Gutachten an sich 

oder der gesamte Gleichstellungsbericht zitiert. Neben Beiträgen zur gesamten Bandbreite geschlechter-

gerechter Digitalisierung zeigt sich in wissenschaftlichen Publikationen ein thematischer Schwerpunkt im 

Bereich Arbeitswelt35. Zudem gibt es – ähnlich wie auf zivilgesellschaftlicher Ebene – auch eigene 

Schwerpunktpublikationen zum Themenfeld des Dritten Gleichstellungsberichts36.  

Insbesondere in den Sozialwissenschaften37 sowie den Rechtswissenschaften38 sind Beiträge erschienen, 

die sich mit der geschlechtergerechten Gestaltung der digitalen Transformation in Staat und Verwaltung, 

der algorithmischen Entscheidungsfindung aus Gleichstellungsperspektive sowie dem Recht auf mobiles 

Arbeiten befassen, wie sie im Dritten Gleichstellungsbericht bzw. in seinen Expertisen behandelt werden. 

 

 
35 Zum Beispiel: 

• Burkert, Carola/Dengler, Katharina/Matthes, Britta (2022): Die Folgen der Digitalisierung für die 
Geschlechterungleichheit auf dem Arbeitsmarkt. Substituierbarkeitspotenziale und die Beschäftigungsentwicklung bei 
Frauen und Männern. In: Sozialer Fortschritt, 71(1), S. 3–27. 

• Maier, Friederike (2021): Geschlechtsspezifische Arbeitsmarkteffekte der Digitalisierung – ein Literaturüberblick zum 
Forschungsstand. Hg. v. Harriet Taylor Mill-Institut für Ökonomie und Geschlechterforschung, Discussion Paper 44, 
08/2021, Berlin, https://www.htmi.hwr-berlin.de/fileadmin/institut-
htmi/Ver%C3%B6ffentlichungen/Discussion_Paper/DiscPap44.pdf. 

36 Zum Beispiel: 

• Freiburger Zeitschrift für GeschlechterStudien (2021): Digitalisierung (geschlechter-)gerecht gestalten, 27(2). 
Centaurus-Verlag. 

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (Hg.) (2021): Digitalisierung geschlechtergerecht gedacht: Der Dritte 
Gleichstellungsbericht im Fokus. djbZ – Zeitschrift des Deutschen Juristinnenbundes e. V., 24(4), Berlin. 

• Sozialer Fortschritt (2022): Digitalisierung, Arbeitsmarkt und Soziale Sicherung. 71(1), Nomos Verlagsgesellschaft. 

37 Zum Beispiel: 

• Yollu-Tok, Aysel/Storck, Johanna (2020): Geschlechtergerechte Digitalisierung in Staat und Verwaltung – erste Ansätze 
und Anregungen. In: Klenk, Tanja/Nullmeier, Frank/Wewer, Göttrik (Hg.): Handbuch Digitalisierung in Staat und 
Verwaltung. Wiesbaden: Springer VS, S. 1–13. 

• Lütz, Fabian (2023): Algorithmische Entscheidungsfindung aus der Gleichstellungsperspektive – ein Balanceakt 
zwischen Gender Data Gap, Gender Bias, Machine Bias und Regulierung. In: GENDER – Zeitschrift für Geschlecht, Kultur 
und Gesellschaft, 15(1), S. 26–41. 

38 Zum Beispiel:  

• Stelkens, Anke (2021): „Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten“. Zusammenfassende Analyse des Gutachtens 
zum 3. Gleichstellungsbericht der Bundesregierung. In: STREIT – Feministische Rechtszeitschrift (2), S. 85–93. 

• Lott, Yvonne/Ahlers, Elke/Wenckebach, Johanna/Zucco, Aline (2021): Recht auf Mobile Arbeit. Warum wir es brauchen, 
was es regeln muss. Hg. v. WSI – Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut der Hans-Böckler-Stiftung, Policy 
Brief 55, 05/2021, Düsseldorf, https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_pb_55_2021.pdf. 

• Stelkens, Anke (2021): Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten – eine Herausforderung für die nächste 
Bundesregierung. In: Recht und Politik, 57 (3), S. 1–3. 
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2 Empfehlungen werden Politik 

Die Inhalte und Empfehlungen des Gleichstellungsberichts sind in die Wahlprogramme verschiedener 

Parteien, sowie in die Koalitionsverträge der 20. und 21. Legislaturperiode eingeflossen. 

2.1 Wahlprogramme 

Die Parteien SPD39, Bündnis90/Die Grünen40 und FDP41 thematisierten den Dritten Gleichstellungsbericht 

im Vorfeld der Bundestagswahlen 2021 in ihren Wahlprogrammen entweder explizit oder implizit. 

Beispiele sind die Handlungsempfehlungen zur Förderung einer geschlechtergerechten Beteiligung in der 

Digitalbranche und die geschlechtergerechte Entwicklung und Gestaltung digitaler Innovationen. Die 

Empfehlungen werden in den Wahlprogrammen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen sowie in Teilen bei der 

FDP im Kontext der gezielten Förderung von Frauen und Mädchen im MINT-Bereich aufgegriffen. Die 

Grünen kündigen noch konkreter an, eine Strategie „Frauen in der Digitalisierung“ vorzulegen und 

umzusetzen. Sie fordern zudem eine geschlechtersensible Lehre sowie die gezielte Ansprache von Frauen 

für MINT-Studiengänge und Ausbildungsberufe.42 

2.2 Koalitionsvertrag der 20. und 21. Legislaturperiode 

Im Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode (2021–2025) von SPD, FDP und Bündnis 90/Die 

Grünen43 finden sich die Handlungsempfehlungen zur geschlechtergerechten Gestaltung der Digitalisie-

rung teilweise oder vollständig wieder. Dazu gehören insbesondere die Ausgestaltung der Rahmen-

bedingungen für Plattformarbeit und mobiles Arbeiten, die Förderung digitaler Kompetenzen und die 

Stärkung von Gründerinnen in der Digitalwirtschaft. 

Da die Themen des Dritten Gleichstellungsberichts über die Legislaturperiode hinaus relevant sind, wurde 

auch der Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode (2025–2029) von CDU, CSU und SPD44 geprüft. 

Er greift die folgenden Berichtsthemen auf: Schutz vor digitaler Gewalt, digitalisierungsbezogene 

Kompetenzen, Teilhabe von Frauen in der Digitalbranche, digitale Grundrechte, Datenschutz und IT-

Sicherheit sowie das Entgelttransparenzgesetz. 

• Schutz von Plattformarbeitenden: Der Gleichstellungsbericht empfiehlt, den rechtlichen Status 

von Plattformarbeitenden zu klären und Unterstützungsmechanismen, einschließlich Interessen-

vertretungen und Mitbestimmungsstrukturen zu gewährleisten 45 . Der Koalitionsvertrag der 

 
39 SPD (2021): Aus Respekt vor Deiner Zukunft. Das Zukunftsprogramm der SPD, 
https://www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Beschluesse/Programm/SPD-Zukunftsprogramm.pdf. 

40 Bündnis 90/Die Grünen (2021): Deutschland. Alles ist drin. Bundestagswahlprogramm 2021. Bereit, weil Ihr es seid, 
https://cms.gruene.de/uploads/assets/Wahlprogramm_DIE_GRUENEN_Bundestagswahl_2021.pdf. 

41 FDP (2021): Nie gab es mehr zu tun. Wahlprogramm der Freien Demokraten, 
https://www.fdp.de/sites/default/files/2021-06/FDP_Programm_Bundestagswahl2021_1.pdf. 

42 Bündnis 90/Die Grünen (2021), S. 77. 

43 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021): Koalitionsvertrag 2021–2025. Mehr Fortschritt wagen 

Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit, https://fragdenstaat.de/dokumente/142083-koalitionsvertrag-
2021-2025. 

44 CDU/CSU/SPD (2025): Koalitionsvertrag 2025–2029. Verantwortung für Deutschland, 
https://www.koalitionsvertrag2025.de. 

45 Bundesregierung (2021), S. 136 f. 
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20. Legislaturperiode sah vor, das bestehende Recht zu überprüfen und die Datengrundlagen zu 

verbessern. Die Verwendung algorithmischer Systeme in der Arbeitswelt soll einem menschen-

zentrierten, gemeinwohlorientierten sowie sozial und wirtschaftlich innovativen Ansatz folgen. 

Außerdem soll die Initiative der EU-Kommission zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen auf 

Plattformen aktiv begleitet werden. 

 

• Gründerinnen in der digitalen Wirtschaft: Die Sachverständigenkommission empfiehlt den 

Aufbau einer (bundesweiten) umfassenden Förderstrategie für Gründerinnen sowie geschlechter-

gerechte Förderprogramme für Gründungen46. Im Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode wurde 

dieses Thema mit dem Versprechen aufgegriffen, den Anteil von Gründerinnen im Digitalsektor zu 

erhöhen. Dafür wollte die Regierung etwa ein Gründerinnenstipendium einführen. Auch sollte ein 

neues Förderinstrument für Gründungen aus allen Lebenslagen geschaffen und Gründerinnen ein 

besserer Zugang zu Wagniskapital ermöglicht werden 47 . Auch im Koalitionsvertrag der 21. 

Legislaturperiode erklärt die Regierung, mehr Fachkräfte, insbesondere Frauen, für die IT-Branche 

gewinnen zu wollen48. Insbesondere bei Start-up-Gründungen sollen Frauen stärker unterstützt 

werden. Die Regierung will hierfür spezielle Förderungen für Gründerinnen ausbauen49. 

 

• Entgelttransparenzgesetz: Die Empfehlung aus dem Gleichstellungsbericht 50 , das Entgelt-

transparenzgesetz weiterzuentwickeln und durchzusetzen, wurde im Koalitionsvertrag der 

20. Legislaturperiode als Absicht formuliert51. Die Regierung der 21. Legislaturperiode plant, die EU-

Entgelttransparenzrichtlinie bürokratiearm in nationales Recht umzusetzen. Diese umfasst auch 

digitale Arbeitsplattformen, soweit es sich um Beschäftigungsverhältnisse handelt. Hierfür sollte eine 

eingesetzte Kommission bis Ende 2025 zunächst Vorschläge erarbeiten, anschließend soll 

unverzüglich ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren eingeleitet werden.52 

 

• Stärkung der Tarifbindung: Der dritte Gleichstellungsbericht weist ebenso wie der erste und 

zweite auf die Bedeutung der Tarifbindung für die Verringerung des Gender-Pay-Gaps hin53. Der 

Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode plante die Stärkung der Tarifbindung durch die Vergabe 

öffentlicher Aufträge des Bundes an Unternehmen, die einen repräsentativen Tarifvertrag der 

jeweiligen Branche einhalten54. 

 

 

 

 
46 Bundesregierung (2021): Dritter Gleichstellungsbericht, S. 53 f. 

47 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 18 f., 24. 

48 CDU/CSU/SPD (2025), S. 70. 

49 Ebd., S. 5. 

50 Bundesregierung (2021), S. 81. 

51 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 115. 

52 CDU/CSU/SPD (2025), S. 101. 

53 Bundesregierung (2021), S. 133 f. 

54 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 71. 
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• Mobiles Arbeiten: Der Gleichstellungsbericht empfiehlt einen Rechtsanspruch auf mobiles 

Arbeiten, flankiert durch geeignete arbeitsrechtliche und organisatorische Maßnahmen 55 . Laut 

Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode soll für Beschäftigte in geeigneten Tätigkeiten ein 

Erörterungsanspruch über mobiles Arbeiten und Homeoffice eingeführt werden56. 

 

• Digitalisierungsbezogene Kompetenzen: Die Sachverständigenkommission weist darauf hin, 

dass im Kontext der voranschreitenden Digitalisierung frauendominierter sozialer Berufe die 

Qualifizierung der Beschäftigten von besonderer Bedeutung ist, diese Kompetenzen in der Ausbil-

dung aber noch nicht ausreichend berücksichtigt sind. 57  Zudem fordert die Kommission, 

digitalisierungsbezogene Kompetenzen in allen Lebensphasen unabhängig vom Geschlecht zu ver-

mitteln. Die Kompetenzbildung müsse dabei bildungsbereichsübergreifend angelegt und auf die 

verschiedenen Typen von Bildungsinstitutionen zugeschnitten sein. Dabei seien die vielfältigen 

Bedarfe der Akteur*innen und Zielgruppen zu beachten. Der Koalitionsvertrag der 20. Legislatur-

periode sah vor, dass digitale Kompetenzen besonders in der Ausbildung der Gesundheits- und 

Pflegeberufe sowie in Fort- und Weiterbildung vermittelt werden müssen58. Die 2025 gewählte 

Regierung beabsichtigt, eine altersübergreifende digitale Kompetenzoffensive zu starten. Hierfür 

sollen innovative und nachhaltige Angebote für alle Bevölkerungsgruppen geschaffen werden, um 

digitale Teilhabe und Barrierefreiheit zu stärken. Ziel ist es, die Demokratie zu schützen und die 

Resilienz gegen Desinformationen und Manipulationen zu stärken.59 

 

• Algorithmen und Diskriminierung: Der Gleichstellungsbericht empfiehlt, algorithmusgestützte 

Entscheidungen auf mögliche Diskriminierungen zu überprüfen60. Der Koalitionsvertrag der 20. 

Legislaturperiode sah vor, algorithmus- und KI-basierte Entscheidungen, Dienstleistungen und 

Produkte im Hinblick auf mögliche unzulässige Diskriminierungen überprüfbar zu machen61. 

 

• Digitale Grundrechte, Datenschutz und IT-Sicherheit: Die Sachverständigenkommission setzt 

sich für die Schaffung einer digitalen Infrastruktur ein, die den datenschutzrelevanten Grundrechten 

gerecht wird und ein hohes Maß an Datenschutz, Privatheit, informelle Selbstbestimmung und IT-

Sicherheit garantiert62. Auch im Koalitionsvertrag der 21. Legislaturperiode wird der Schutz digitaler 

Grundrechte als Ziel formuliert. Diskriminierungen im digitalen Raum sollen bekämpft und die 

Vertraulichkeit privater Kommunikation und Anonymität gesichert werden.63  

 

• Schutz vor Gewalt: Die Sachverständigenkommission macht deutlich, dass die Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen im digitalen Raum eine zentrale Aufgabe ist64. Der Opferschutz müsse gestärkt, 

Cyberstalking bekämpft und Plattformbetreibende stärker in die Pflicht genommen werden. Im 

 
55 Bundesregierung (2021), S. 108. 

56 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 69. 

57 Bundesregierung (2021), S. 149. 

58 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 82. 

59 CDU/CSU/SPD (2025), S. 67, 69. 

60 Bundesregierung (2021), S. 27. 

61 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 18. 

62 Bundesregierung (2021), S. 144. 

63 CDU/CSU/SPD (2025), S. 68, 69. 

64 Bundesregierung (2021), S. 124. 
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Koalitionsvertrag der 20. Legislaturperiode war ein neues Gesetz gegen digitale Gewalt vorgesehen. 

Es sollten rechtliche Rahmenbedingungen für schnelle elektronische Verfahren zur 

Anzeigenerstattung und richterlich angeordnete Accountsperren geschaffen werden65. Die Regierung 

versprach „eine ressortübergreifende politische Strategie gegen Gewalt [zu] entwickeln, die 

Gewaltprävention und die Rechte der Betroffenen in den Mittelpunkt stellt. Die Istanbul-Konvention 

[soll] auch im digitalen Raum und mit einer staatlichen Koordinierungsstelle vorbehaltlos und 

wirksam [umgesetzt werden]“66. Die 2025 gewählte Regierung greift den Schutz vor digitaler Gewalt 

mit dem geplanten Digitalen Gewaltschutzgesetz auf, durch das die Rechtstellung Betroffener 

verbessert werden soll. Strafbarkeitslücken, zum Beispiel im Bereich der bildbasierten sexualisierten 

Gewalt (Deep Fakes), sollen geschlossen und das Cyberstrafrecht reformiert werden. Die 

Verwendung von GPS-Trackern soll in den Stalking-Paragraphen aufgenommen werden. Darüber 

hinaus ist beabsichtigt, Plattformbetreibende stärker in die Pflicht zu nehmen. Plattformen sollen 

Schnittstellen für Strafverfolgungsbehörden bereitstellen, um relevante Daten zugänglich zu 

machen. Zudem sollen Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Plattformen verschärft werden, 

insbesondere bei systematischen Mängeln bei der Entfernung strafbarer Inhalte.67 

2.3 Berücksichtigung in Digitalisierungsvorhaben 

Für die bundespolitische Ebene ist mit Blick auf die Umsetzung der Handlungsempfehlungen des Dritten 

Gleichstellungsberichts die Digitalstrategie der Bundesregierung68 zu nennen, die 2022 unter der Feder-

führung des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr (BMDV) erstmals veröffentlicht wurde. Darin 

verpflichten sich die zuständigen Akteur*innen zu einer „feministischen Digitalpolitik“. Der Deutsche 

Juristinnenbund bemängelte jedoch, dass die Digitalstrategie gleichstellungspolitisch wenig Konkretes 

beinhalte und außerdem den im Dritten Gleichstellungsbericht aufgezeigten innovativen soziotechnischen 

Ansatz vermissen lasse69.  

Auf Landesebene ist die Digitale Agenda von Sachsen-Anhalt aus dem Jahr 2021 hervorzuheben, die sich 

auf die Empfehlung des Dritten Gleichstellungsbericht bezieht, bei der Umsetzung von Digitalisierungs-

vorhaben einen gleichstellungsgerechten Ansatz anzuwenden 70 . Die Digitale Agenda betont, dass 

sämtliche Maßnahmen und Digitalisierungsprojekte die unterschiedlichen Arbeits- und Lebenssituationen 

von Frauen und Männern berücksichtigen sollen. Dafür müssten die geschlechterspezifischen 

Bedingungen und Folgen der Digitalisierung bewusst gemacht sowie allgemeine gleichstellungspolitische 

Ziele wie Antidiskriminierung, Partizipation und geschlechtliche Selbstbestimmung für die Gestaltung des 

digitalen Wandels herausgearbeitet und im Sinne des Gender Mainstreaming verankert werden.71 

Ausgehend von der Plattform „Digitalisierung der Arbeitswelt“ richteten das Bundesministerium für Arbeit 

und Soziales und die IG Metall zum Digital-Gipfel der Bundesregierung 2022 eine Ad-hoc-Arbeitsgruppe 

 
65 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 17 f. 

66 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP (2021), S. 114. 

67 CDU/CSU/SPD (2025), S. 90 ff. 

68 Bundesregierung (2023): Digitalstrategie der Bundesregierung. Aktualisierung vom 25. April 2023. 

69 djb (2022). 

70 Land Sachsen-Anhalt (2021): Digitale Agenda für das Land Sachsen-Anhalt, https://digital.sachsen-
anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Politik_und_Verwaltung/MW/Digitalportal/DigitaleAgenda_Sachsen-Anhalt.pdf. 

71 Ebd., S. 57. 
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zu algorithmischem Management in der Arbeitswelt ein. Ihre Aufgabe bestand darin, Ansätze guter Praxis 

im Umgang mit algorithmischem Management darzustellen. Im abschließenden Arbeitspapier der Gruppe 

wurden die folgenden Handlungsempfehlungen des Dritten Gleichstellungsberichts aufgegriffen72: 

• die Einführung gesetzlich konkreter Informationspflichten und korrespondierender Auskunfts-

ansprüche beim Einsatz algorithmischer Systeme sowie 

• die Schaffung einer Pflicht zur (betrieblichen) Datenschutzfolgeabschätzung mit Blick auf 

Diskriminierungen, insbesondere bei Personalentscheidungen. 

3 Zentrale Themen 

Akteur*innen haben bei Veranstaltungen oder in Publikationen häufig die Bandbreite der Zusammen-

hänge zwischen Digital- und Gleichstellungspolitik aufgezeigt. Die zentrale Botschaft des Gutachtens 

wurde dabei häufig aufgegriffen: Der digitale Wandel sollte von Frauen und Männern gemeinsam 

gestaltet werden. Diese Botschaft wird von verschiedenen Akteur*innen verbreitet und bekräftigt.73  

Neben den allgemeinen Themenüberblicken wurden vor allem zwei thematische Schwerpunkte hervor-

gehoben: Arbeitswelt mit den Schwerpunkten Homeoffice, KI-basiertes Recruiting, Plattformökonomie 

und Substituierbarkeitspotenziale sowie digitale Gewalt und Hass im Netz. 

 
72 BMAS/Denkfabrik/IG Metall (2023): Arbeitspapier: Daten und Gute Arbeit – Algorithmisches Management im Fokus, 
https://www.denkfabrik-
bmas.de/fileadmin/Downloads/Publikationen/barrierefrei_BMAS_DF_Mantel_Algorithmisches_Management.pdf. 

73 Zum Beispiel: 

• GFMK – Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -minister, -senatorinnen und -senatoren der 
Länder (2022): Beschlüsse und Entschließungen der 32. Konferenz der Gleichstellungs- und Frauenministerinnen und -
minister, -senatorinnen und -senatoren der Länder (GFMK). Hamburg, 
https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-und-entschliessungen-der-32-
gfmk_2_3_4_1657637857.pdf. 

• DGB – Deutscher Gewerkschaftsbund/Hans-Böckler-Stiftung (2022): Atlas der Digitalen Arbeit. Daten und Fakten über 
die Beschäftigung der Zukunft. Paderborn, 
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/Atlas_der_digitalen_Arbeit.pdf. 

• Carstensen, Tanja (2023): Digitalisierung der Arbeit – eine Zwischenbilanz aus Geschlechterperspektiven. In: WSI-
Mitteilungen, 76(5), S. 374–381. 

• OECD (2024): OECD-Bericht zu Künstlicher Intelligenz in Deutschland. Paris: OECD Publishing 

https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-und-entschliessungen-der-32-gfmk_2_3_4_1657637857.pdf.
https://www.gleichstellungsministerkonferenz.de/documents/beschluesse-und-entschliessungen-der-32-gfmk_2_3_4_1657637857.pdf.
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3.1 Arbeitswelt 

Zum Thema Homeoffice gab es breite Resonanz aus Politik74, Zivilgesellschaft75 und Wissenschaft76. 

Diese fiel überwiegend wertneutral oder positiv aus. Die Akteur*innen begrüßten die Empfehlung der 

Kommission für ein Recht auf mobiles Arbeiten.  

Für die Personalgewinnung werden immer häufiger KI-basierte Recruiting-Prozesse genutzt77. Auch 

die im Gleichstellungsbericht thematisierten geschlechterbezogenen Ungleichheiten dieser Form der 

Personalgewinnung fanden Resonanz. So wurde darauf hingewiesen, dass „der Einsatz algorithmischer 

Entscheidungssysteme tatsächlich sogar ein hohes Risiko unbeabsichtigter bzw. versteckter 

Diskriminierungen birgt, [was] der zeitweise Einsatz einer Recruiting-Software durch das Unternehmen 

Amazon eindrücklich bewiesen [hat].“78 Als Beleg dafür wird mehrfach auf die Expertise „AI Powered 

Recruiting?“ des Dritten Gleichstellungsberichts verwiesen79. 

Auch die geschlechterbezogenen Auswirkungen der Plattformökonomie und die einhergehenden 

veränderten Arbeitsbedingungen fand Resonanz. Autor*innen von Expertisen für den Dritten 

Gleichstellungsbericht wurden interviewt. „Eins haben viele der Plattformen gemein: Sie versprechen 

schnellverdientes Geld und flexible Arbeitszeiten. Das könnte gerade auch für Frauen eine Chance sein. 

 
74 Zum Beispiel: 

• Deutscher Bundestag (2021): Neunter Familienbericht Eltern sein in Deutschland – Ansprüche, Anforderungen und 
Angebote bei wachsender Vielfalt mit Stellungnahme der Bundesregierung. Unterrichtung durch die Bundesregierung. 
Drucksache 19/27200, https://dserver.bundestag.de/btd/19/272/1927200.pdf.  

• Lott, Yvonne (2021): Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 
3. Mai 2021. Hg. v. Deutscher Bundestag, Ausschussdrucksache 19 (11) 1071), Berlin, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/838422/a020bccb74137e1d2928bee52935fc0d/19-11-1071-SN-ESV-Lott-
data.pdf. 

• Wenckebach, Johanna (2021): Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin 
am 3. Mai 2021. Hg. v. Deutscher Bundestag, Ausschussdrucksache 19 (11) 1073), Berlin, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/838460/d47cf8ace691ab06abf5c7f6cd1c21d0/19-11-1073-SN-ESV-
Wenckebach-data.pdf.  

75 Zum Beispiel: 

• Hoffmann, Julia (2022): Atlas der digitalen Arbeit: Frauen: „Flexibel“ ist kein Zauberwort. In: Gegenblende 
Debattenmagazin, Hg. v. DGB – Deutscher Gewerkschaftsbund, 
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/Atlas_der_digitalen_Arbeit.pdf.  

76 Zum Beispiel: 

• Lott, Yvonne/Ahlers, Elke/Wenckebach, Johanna/Zucco, Aline (2021): Recht auf Mobile Arbeit. Warum wir es brauchen, 
was es regeln muss. Hg. v. In WSI – Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliches Institut der Hans-Böckler-Stiftung. 
Düsseldorf (Policy Brief, 55), https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_pb_55_2021.pdf.  

77 Zum Beispiel: 

• Knaut, Andrea (2021): Digitalisierung geschlechtergerecht gestalten. In: Diskriminierende KI? Risiken algorithmischer 
Entscheidungen in der Personalauswahl. Gesellschaft für Informatik e.V. Berlin, S. 46.  

• BMAS – Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2023): Algorithmisches Management und seine Auswirkungen auf 
die Arbeitswelt, https://www.denkfabrik-
bmas.de/fileadmin/Downloads/Publikationen/barrierefrei_BMAS_DF_Mantel_Algorithmisches_Management.pdf.  

78 Fröhlich, Wiebke (2024): Diskriminierungsrisiken algorithmischer Entscheidungsprozesse. Nomos Verlagsgesellschaft. 

79 Jaume-Palasi, Lorena/Lindinger, Elisa/Kloiber, Julia (2020): AI Powered Recruiting? Wie der Einsatz von 
algorithmischen Assistenzsystemen die Gleichstellung auf dem Arbeitsmarkt beeinflusst. Expertise für den Dritten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung, 
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/227404/9c00c907483f6089c13d8040fde223c2/jeanrenaud-yves-mint-
warum-nicht-zur-unterrepraesentation-von-frauen-in-mint-speziell-ikt-deren-ursachen-wirksamkeit-bestehender-
massnahmen-und-handlungsempfehlungen-data.pdf.  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/272/1927200.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/838460/d47cf8ace691ab06abf5c7f6cd1c21d0/19-11-1073-SN-ESV-Wenckebach-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/838460/d47cf8ace691ab06abf5c7f6cd1c21d0/19-11-1073-SN-ESV-Wenckebach-data.pdf
https://www.dgb.de/fileadmin/download_center/Studien/Atlas_der_digitalen_Arbeit.pdf
https://www.boeckler.de/pdf/p_wsi_pb_55_2021.pdf
https://www.denkfabrik-bmas.de/fileadmin/Downloads/Publikationen/barrierefrei_BMAS_DF_Mantel_Algorithmisches_Management.pdf
https://www.denkfabrik-bmas.de/fileadmin/Downloads/Publikationen/barrierefrei_BMAS_DF_Mantel_Algorithmisches_Management.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/227404/9c00c907483f6089c13d8040fde223c2/jeanrenaud-yves-mint-warum-nicht-zur-unterrepraesentation-von-frauen-in-mint-speziell-ikt-deren-ursachen-wirksamkeit-bestehender-massnahmen-und-handlungsempfehlungen-data.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/227404/9c00c907483f6089c13d8040fde223c2/jeanrenaud-yves-mint-warum-nicht-zur-unterrepraesentation-von-frauen-in-mint-speziell-ikt-deren-ursachen-wirksamkeit-bestehender-massnahmen-und-handlungsempfehlungen-data.pdf
https://www.bmbfsfj.bund.de/resource/blob/227404/9c00c907483f6089c13d8040fde223c2/jeanrenaud-yves-mint-warum-nicht-zur-unterrepraesentation-von-frauen-in-mint-speziell-ikt-deren-ursachen-wirksamkeit-bestehender-massnahmen-und-handlungsempfehlungen-data.pdf
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Doch auch in der Gig Economy sind Geschlechterungleichheiten ein Problem: Fehlende soziale 

Absicherung, sexualisierte Gewalt und ungleiche Bezahlung sind in die Plattformarbeit mitgewandert.“80 

Ein weiterer häufig aufgegriffener Aspekt betrifft das Substituierbarkeitspotenzial von Tätigkeiten 

bzw. Berufen entlang geschlechterbezogener Ungleichheiten. Männer sind dabei gegenüber Frauen eher 

im Nachteil.81 

3.2 Digitale Gewalt 

Wie kaum eine andere Botschaft des Dritten Gleichstellungsberichts stößt die Aussage auf Resonanz, 

dass Gewalt gegen Frauen auch im digitalen Raum ausgeübt wird. Breite Resonanz erhielt die Forderung, 

dass Schutz auch im digitalen Raum gewährleistet sein müsse. Die Bundesregierung selbst griff das 

Thema digitale Gewalt in ihrer Pressemitteilung anlässlich der Veröffentlichung des Berichts auf 82 . 

Außerdem wurde es bundespolitisch von Mitgliedern des Bundestages während der Wahlperiode 2021 

bis 2025 behandelt83, teilweise durch Anträge84. Themen sind dabei unter anderem Cybermobbing, 

sexualisierte Gewalt im digitalen Raum, Stalking und Identitätsdiebstahl. Auf Landesebene ging das 

Thema in die parlamentarische Auseinandersetzung ein85.  

Von der Zivilgesellschaft wurden zwei Aspekte hervorgehoben: Zum einen wird betont, dass Frauen-

häuser und andere Einrichtungen zum Schutz vor Gewalt ausreichend Budget und Personal für einen 

effektiven Gewaltschutz benötigen86. Zum anderen wird auf die spezifische Bedeutung digitaler Gewalt 

im Netz und die damit verbundene netzpolitische Verantwortung hingewiesen87. Der djb verfasste im Juli 

 
80 Groeschel, Philipp (2022): Plattformarbeit: Wie Ungleichheiten in die digitale Arbeitswelt mitziehen. In: Netzpolitik.org, 
04.07.2022, https://netzpolitik.org/2022/plattformarbeit-wie-ungleichheiten-in-die-digitale-arbeitswelt-mitziehen.  

81 Burkert, Carola/Dengler, Katharina/Matthes, Britta (2022): Die Folgen der Digitalisierung für die 
Geschlechterungleichheit auf dem Arbeitsmarkt. Substituierbarkeitspotenziale und die Beschäftigungsentwicklung bei 
Frauen und Männern. In: Sozialer Fortschritt, 71 (1), S. 3–27. 

82 Die Bundesregierung (09.06.2021): Digitalisierung aus Frauensicht. Dritter Gleichstellungsbericht, 
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/digitalisierung-aus-frauensicht-1925614.  

83 Deutscher Bundestag (2023): Plenarprotokoll 20/92. Sitzung vom 17. März 2023. Berlin, 
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20092.pdf.  

84 Deutscher Bundestag (2023): Antrag der Abgeordneten Anke Domscheit-Berg, Dr. Petra Sitte, Nicole Gohlke, Gökay 
Akbulut, Clara Bünger, Dr. André Hahn, Ina Latendorf, Petra Pau, Sören Pellmann, Martina Renner und der Fraktion DIE 
LINKE. Drucksache 20/2031, https://dserver.bundestag.de/btd/20/020/2002031.pdf.  

85 Bayerischer Landtag (2023): Antrag: Gerechtigkeit für alle Geschlechter: kein Platz für Gewalt gegen Frauen im 
digitalen Raum!. Drucksache 18/28962, 
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Folgedrucksachen/0000021500/0000021956.
pdf.  

86 Zum Beispiel: 

• bff: Bundesverband Frauenberatungsstellen und Frauennotrufe (Hg.) (2021): Geschlechtsspezifische Gewalt in Zeiten 
der Digitalisierung: Formen und Interventionsstrategien. transcript Verlag. 

• Bauer, Jenny-Kerstin (2021): Digitale geschlechtsspezifische Gewalt in der Beratung. Erfahrungen und 
Handlungsempfehlungen aus der Perspektive des bff. In: djbZ – Zeitschrift des Deutschen Juristinnenbundes e. V., 24 
(4), Berlin. 

87 Deutscher Juristinnenbund e. V. (2021): Das Netz als antifeministische Radikalisierungsmaschine. Policy Brief (21-18) 
zur Bedeutung von Frauenhass als Element extremistischer Strömungen und der radikalisierenden Wirkung des 
Internets, https://www.djb.de/fileadmin/user_upload/presse/stellungnahmen/st21-18_Antifeminismus_im_Netz.pdf.  

https://netzpolitik.org/2022/plattformarbeit-wie-ungleichheiten-in-die-digitale-arbeitswelt-mitziehen
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/digitalisierung-aus-frauensicht-1925614
https://dserver.bundestag.de/btp/20/20092.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/020/2002031.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Folgedrucksachen/0000021500/0000021956.pdf
https://www.bayern.landtag.de/www/ElanTextAblage_WP18/Drucksachen/Folgedrucksachen/0000021500/0000021956.pdf
https://www.djb.de/fileadmin/user_upload/presse/stellungnahmen/st21-18_Antifeminismus_im_Netz.pdf
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2021 Wahlforderungen88 zur Bekämpfung digitaler Gewalt, die den Gewaltschutz im digitalen Raum, die 

Digitalisierung der Justiz im Interesse der Betroffenen sowie die Aufnahme dieser und weiterer Themen 

in die Digitalstrategie der Bundesregierung thematisierten. 89  Deutlich wird in den verschiedenen 

Resonanzen außerdem, dass digitale Gewalt nicht ausschließlich online stattfindet, sondern hybrid ist. 

Fazit 

Der Dritte Gleichstellungsbericht liefert eine wissenschaftlich fundierte und interdisziplinär angelegte Ana-

lyse der Chancen und Risiken der Digitalisierung für die Gleichstellung der Geschlechter. Die Resonanz-

analyse zeigt, dass seine zentralen Befunde und Handlungsempfehlungen über verschiedene politische 

Ebenen hinweg wahrgenommen und in Teilen aufgegriffen wurden. In parlamentarischen Debatten, zivil-

gesellschaftlichen Initiativen sowie wissenschaftlichen Veröffentlichungen sind die Themen des Berichts 

in die gleichstellungs- und digitalpolitische Diskussion eingegangen. 

Gleichzeitig wird deutlich, dass die Rezeption thematisch selektiv erfolgt ist. Vor allem die Bereiche 

digitale Arbeitswelt und digitale Gewalt standen im Fokus, während andere Aspekte, etwa die 

Thematisierung einer gleichstellungsorientierten Technikgestaltung, weniger aufgegriffen wurden.  

Die Analyse macht zudem deutlich, dass zivilgesellschaftliche Akteur*innen eine wichtige Rolle als Impuls-

geber*innen einnehmen und den Gleichstellungbericht an vielen Stellen in ihre Arbeit aufgenommen 

haben. Sie fordern eine stärkere Konkretisierung politischer Vorhaben sowie verbindliche Umsetzungs-

strategien. Um die Impulse nachhaltig wirksam werden zu lassen, bedarf es einer konsequenteren 

politischen Übersetzung in konkrete Maßnahmen sowie einer stärkeren institutionellen Verankerung. 

Dazu könnte zum Beispiel eine langfristig angelegte, ressortübergreifende Gleichstellungsstrategie 

beitragen, die auf den Analysen der Gleichstellungsberichte aufbaut. 

 
88 Deutscher Juristinnenbund e. V. (2021): Stellungnahme 21-15. Frauenpolitische Forderungen zur Bundestagswahl 
2021, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st21-
15?actbackPid=71&cHash=79cef0801e7961881c9eaaf3ec513eef.  

89 Zum Beispiel:  

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (2024): Pressemitteilung: 24-40. Digitalisierung der Justiz: djb fordert weitere Schritte 
für einen effektiven digitalen Gewaltschutz, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm24-
40?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.  

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (2024): Pressemitteilung: 24-15. DAS gilt seit 17.02.24, Schutz vor digitaler Gewalt im 
Netz weiterhin lückenhaft, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm24-
15?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b. 

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (2023): Stellungnahme: 23-34. Zum Entwurf eines Gesetzes zur weiteren 
Digitalisierung der Justiz vom 05.09.2023, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st23-
34?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.  

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (2023): Policy Paper: 23-17 Bekämpfung bildbasierter sexualisierter Gewalt, 
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st23-
17?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.  

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (2022): Pressemitteilung: 22-32. Digitalisierung geschlechtergerecht denken! Der djb 
kritisiert die aktuelle Digitalstrategie der Bundesregierung, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm22-
32?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.  

• Deutscher Juristinnenbund e. V. (2022): Stellungnahme: 22-22. Zur Digitalstrategie der Bundesregierung vom 
30.08.2022, https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st22-
22?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.  

https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st21-15?actbackPid=71&cHash=79cef0801e7961881c9eaaf3ec513eef
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st21-15?actbackPid=71&cHash=79cef0801e7961881c9eaaf3ec513eef
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm24-40?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm24-40?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b.
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm24-15?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm24-15?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st23-34?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st23-34?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st23-17?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st23-17?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm22-32?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/pm22-32?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st22-22?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
https://www.djb.de/presse/stellungnahmen/detail/st22-22?actbackPid=21&cHash=ca3c9a3abdd50b47fe0171dd234b017b
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